
 
 

 

 

Gemeinsame Empfehlung „Unterstützte Beschäftigung“  
Beteiligungsverfahren 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 26 SGB IX vereinbaren die Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 bis 5 SGB IX auf Ebene 

der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (BAR) Gemeinsame Empfehlungen. Die Trä-

ger der Jugendhilfe und der Eingliederungshilfe orientieren sich nach § 26 Abs. 5 Satz 2 SGB IX 

an den Gemeinsamen Empfehlungen oder können ihnen beitreten.  

 

Aktuell liegt ein Vorschlagsentwurf zur überarbeiteten Gemeinsamen Empfehlung „Unterstützte 

Beschäftigung“ nach § 55 SGB IX mit Stand 01.03.2021 vor. 

 

An der Er- und Überarbeitung der Gemeinsamen Empfehlungen werden gemäß  

§ 26 Abs. 6 SGB IX die Verbände von Menschen mit Behinderungen einschließlich der Verbände 

der Freien Wohlfahrtspflege, der Selbsthilfegruppen und der Interessenvertretungen von Frauen 

mit Behinderungen sowie die für die Wahrnehmung der Interessen der ambulanten und stationä-

ren Rehabilitationseinrichtungen auf Bundesebene maßgeblichen Spitzenverbände beteiligt. 

Überdies wird gemäß § 26 Abs. 7 SGB IX der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die 

Informationsfreiheit beteiligt. 

An die  
Verbände nach § 26 Abs. 6 SGB IX 
_______________________________________________ 
 
 
 
 

Frankfurt am Main, 12. März 2021 

Ansprechpartner/in:  Markus Twehues 
Jennifer Haaf 

Tel.: 069/ 60 50 18 - 25 / - 18 

E-Mail: markus.twehues@bar-frankfurt.de  
jennifer.haaf@bar-frankfurt.de 

Az: 30-04-13-00 

 

Bundesarbeitsgemeinschaft  
für Rehabilitation 

Bundesarbeitsgemeinschaft 
für Rehabilitation e. V. 
Solmsstraße 18 
Gebäude E 
60486 Frankfurt am Main 
 
Telefon 069.60 50 18-0 
Telefax 069.60 50 18-29 
info@bar-frankfurt.de 
www.bar-frankfurt.de 



Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens möchten wir Sie hiermit nunmehr bitten, uns Ihre Stel-

lungnahme zu dem als Anlage beigefügten Vorschlagsentwurf bis zum 26. April 2021 zukom-

men zu lassen.  

 

Nach Ablauf der Rückmeldefrist informieren wir Sie gerne über das weitere Verfahren. 

 
Freundliche Grüße  

 
 

i. V. Bernd Giraud  

Fachbereichsleiter Programme und Produkte  

 
Anlage 
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Vorwort 

 

…  (wird nachträglich eingefügt)
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Präambel 

 

Unterstützte Beschäftigung ist ein wichtiges Instrument zur Umsetzung des gleichen 

Rechts auf Arbeit für Menschen mit Behinderungen nach Artikel 27 (Arbeit und Be-

schäftigung) der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

(UN-BRK). Es erweitert für Leistungsberechtigte mit besonderem Unterstützungsbe-

darf die Möglichkeiten, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen, die in einem 

offenen, inklusiven und für Menschen mit Behinderungen1 zugänglichen Arbeitsmarkt 

und Arbeitsumfeld frei gewählt oder angenommen werden kann. 

 

Durch die Gemeinsame Empfehlung sollen einheitliche und verbindliche Kriterien für 

die Qualitätsanforderungen und zu den Leistungsinhalten festgelegt und die Zusam-

menarbeit der Beteiligten geregelt werden. 

 

Entsprechend den Regelungen des § 55 Abs. 6 SGB IX vereinbaren daher 

• die Bundesagentur für Arbeit, 

• die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, 

• die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung2, 

• die Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge im Rahmen der sozialen 

Entschädigung bei Gesundheitsschäden3  sowie 

• die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len 

 

unter Beteiligung 

 

• der Verbände von Menschen mit Behinderungen einschließlich der Verbände 

der Freien Wohlfahrtspflege, der Selbsthilfegruppen und der Interessenvertre-

tungen von Frauen mit Behinderungen sowie  

 

                                                           
1 Wenn in dieser Gemeinsamen Empfehlung der Begriff „Menschen mit Behinderungen“ verwendet wird, schließt 
dieser auch von Behinderung bedrohte und chronisch kranke Menschen mit ein. 

2 Gilt nicht für die landwirtschaftlichen Alterskassen. 

3 ab 1.01.2024: Träger der Sozialen Entschädigung 
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• der für die Wahrnehmung der Interessen der ambulanten und stationären Re-

habilitationseinrichtungen auf Bundesebene maßgeblichen Spitzenverbände 

 

die nachfolgende Gemeinsame Empfehlung.
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§ 1 Regelungsgegenstand der Gemeinsamen Empfehlung 

 

Gegenstand dieser Gemeinsamen Empfehlung ist die Konkretisierung und Weiterent-

wicklung der in § 55 Abs. 5 SGB IX genannten Qualitätsanforderungen an die Leis-

tungserbringer der Unterstützten Beschäftigung. Dabei enthält die Gemeinsame Emp-

fehlung auch Ausführungen zu Leistungsinhalten Unterstützter Beschäftigung und zur 

Zusammenarbeit der Vereinbarungspartner. Ziel ist es, ein einheitlich hohes Niveau 

der Leistungserbringung bei gleichzeitiger Vergleichbarkeit der Leistungsangebote im 

Rahmen Unterstützter Beschäftigung zu erreichen. 

 

 

§ 2 Zielgruppe der Unterstützten Beschäftigung 

 

Unterstützte Beschäftigung richtet sich an Menschen mit Behinderungen, die einen 

besonderen Unterstützungsbedarf haben, aber nicht oder nicht mehr das besondere 

Angebot einer Werkstattleistung benötigen. Es handelt sich insofern um ein Angebot 

für Menschen mit Potenzial für eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeits-

markt, für die eine Integration in eine versicherungspflichtige Beschäftigung mit ande-

ren (inhaltlich weiterführenden) Teilhabeleistungen nicht, mit Leistungen nach § 55 

SGB IX jedoch möglich erscheint. Zur Zielgruppe zählen: 

 

• lernbehinderte Menschen im Grenzbereich zur geistigen Behinderung, 

• geistig behinderte Menschen im Grenzbereich zur Lernbehinderung, 

• Menschen mit einer psychischen Behinderung und / oder Verhaltensauffällig-

keiten (nicht im Akutstadium), 

• Schulabgängerinnen und Schulabgänger mit Leistungsvermögen im Grenzbe-

reich der Anforderungen des allgemeinen Arbeitsmarktes, 

• Erwachsene, die im Laufe ihres (Erwerbs-)Lebens z. B. eine psychische Er-

krankung erworben haben oder aufgrund eines Unfalls erkrankt sind und in 

Folge dessen ihr Leistungsvermögen im Grenzbereich der Anforderungen des 

allgemeinen Arbeitsmarktes liegt, 
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• Beschäftigte aus dem Arbeitsbereich nach Förderung des Überganges gemäß 

§ 58 Abs. 2 Nr. 3 SGB IX, deren Leistungsvermögen soweit (wieder-)herge-

stellt ist, dass sie unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeits-

marktes tätig werden können, 

• weitere Personen, für die Unterstützte Beschäftigung geeignet erscheint. 

 

 

§ 3 Ziele der Unterstützten Beschäftigung 

 

Nach § 55 Abs.1 SGB IX ist es das Ziel der Unterstützten Beschäftigung, Leistungs-

berechtigten mit besonderem Unterstützungsbedarf unter Berücksichtigung ihres 

Wunsch- und Wahlrechtes eine angemessene, geeignete und sozialversicherungs-

pflichtige Beschäftigung zu ermöglichen und zu erhalten. Daraus leiten sich insbeson-

dere folgende Ziele ab:  

 

1. Mehr Menschen mit Behinderungen sollen die Möglichkeit haben, im allgemei-

nen Arbeitsmarkt zu arbeiten, außerhalb von Werkstattleistungen. 

2. Die Unterstützung durch den Leistungserbringer erfolgt individuell und unmittel-

bar am Arbeitsplatz in Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarktes und in direk-

tem Kontakt mit betrieblichen Vorgesetzten sowie Kolleginnen und Kollegen4 

(Jobcoaching). 

3. Die individuelle betriebliche Qualifizierung und die Berufsbegleitung von Leis-

tungsberechtigten mit besonderem Unterstützungsbedarf zur Teilhabe am Ar-

beitsleben werden sichergestellt. 

 

Leistungen der Unterstützten Beschäftigung dürfen jedoch nicht dazu führen, dass 

Menschen mit Behinderungen die berufliche Integration durch andere Teilhabeleis-

tungen, insbesondere Berufsvorbereitung und Berufsausbildung oder Weiterbil-

dung nicht möglich ist. 

 

 

                                                           
4 Sofern aus Gründen besserer Lesbarkeit an einzelnen Stellen bei Personenangaben lediglich die männliche 
Schreibweise erscheint, sind alle Geschlechter hier gleichermaßen erfasst. 
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§ 4 Unterstützte Beschäftigung und Zuständigkeiten der Leistungsträger 

 

(1) Unterstützte Beschäftigung ist ein umfassender Prozess von der Einstiegs-

phase bis zur nachhaltigen Arbeitsplatzsicherung im Rahmen eines Beschäfti-

gungsverhältnisses und beinhaltet neben der individuellen betrieblichen Qualifizie-

rung auch die im Einzelfall erforderliche Berufsbegleitung. 

 

(2) Für die individuelle betriebliche Qualifizierung können nach § 55 Abs. 2 SGB IX 

die Bundesagentur für Arbeit, die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, die 

Träger der gesetzlichen Rentenversicherung sowie die Träger der Kriegsopferver-

sorgung und -fürsorge im Rahmen der sozialen Entschädigung bei Gesundheits-

schäden5 zuständig sein. Die Förderdauer und Möglichkeit zur Verlängerung defi-

niert § 55 Abs. 2 Satz 3 und 4 SGB IX. Der zuständige Reha-Träger entscheidet 

nach pflichtgemäßen Ermessen über die individuell erforderliche Förderdauer, um 

die Maßnahmeziele erreichen zu können. 

 

(3) Für die Berufsbegleitung können nach § 55 Abs. 3 SGB IX das zuständige In-

tegrationsamt, die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung sowie die Träger der 

Kriegsopferversorgung und -fürsorge im Rahmen der sozialen Entschädigung bei 

Gesundheitsschäden5 zuständig sein.  

 

 

§ 5 Leistungsinhalte der individuellen betrieblichen Qualifizierung 

 

(1) Für die Durchführung der individuellen betrieblichen Qualifizierung (InbeQ) nach 

§ 55 Abs. 2 SGB IX sind die nachfolgenden Anforderungen maßgebend. 

 

(2) Die InbeQ umfasst drei Phasen mit folgenden Inhalten und Zielsetzungen: 

• Einstiegsphase: Allgemeine berufliche Orientierung, Identifizierung (Feststel-

lung) des besonderen Unterstützungsbedarfs, bei Bedarf möglichst frühzeitige 

betriebliche Erprobung der teilnehmenden Person und Akquise grundsätzlich 

                                                           
5 ab 1.1.2024: Träger der Sozialen Entschädigung 
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geeigneter Qualifizierungsplätze auf der Basis vorhandener Eignungsdiagnos-

tik, mit der Zielsetzung der erstmaligen Platzierung der teilnehmenden Person 

im Betrieb, 

• Qualifizierungsphase: vertiefende berufliche Orientierung und unterstützte 

Einarbeitung sowie Qualifizierung auf geeigneten Qualifizierungsplätzen mit ei-

ner individuellen beruflichen Perspektive durch die Gestaltung/Ausformung ei-

nes geeigneten Arbeitsplatzes, 

• Stabilisierungsphase: Festigung im betrieblichen Alltag zur Realisierung einer 

dauerhaften Beschäftigung im Betrieb. 

 

Die Dauer der einzelnen Phasen ist grundsätzlich nicht festgelegt und orientiert 

sich an den Erfordernissen zur erfolgreichen Umsetzung der InbeQ. Die Phasen-

übergänge gestalten sich fließend. In allen Phasen ist eine ausreichende berufliche 

Orientierung und eine auf betrieblichen Erfahrungen beruhende berufliche Ent-

scheidungsfindung zu sichern. 

 

(3) Die Einstiegsphase dient der Feststellung des individuellen Unterstützungsbe-

darfs, der Akquise grundsätzlich geeigneter Qualifizierungsplätze und beinhaltet 

alle Maßnahmen, die zur betrieblichen Erprobung und deren Vorbereitung der teil-

nehmenden Person notwendig sind. Hierzu zählen beispielsweise die Erarbeitung 

eines Tätigkeits- und Fähigkeitsprofils, die berufliche Orientierung und Festlegung 

auf ein erstes Berufsfeld sowie bei Bedarf das „Austesten“ der Eignung und Nei-

gung auf einem oder mehreren Erprobungsplätzen im Betrieb. Die Einstiegsphase 

sollte in der Regel eine Dauer von acht Wochen nicht überschreiten. In Einzelfällen 

ist eine Verlängerung dieser Phase möglich. Die teilnehmerorientierte Vorbereitung 

kann auch das Erledigen von häuslichen Aufträgen durch die Teilnehmenden be-

inhalten. Eine durchgehende Anwesenheit der Teilnehmenden in den Räumlichkei-

ten des Leistungserbringers in Vollzeit ist während der Einstiegsphase nicht zwin-

gend notwendig. Die Anwesenheit der Teilnehmenden beim Leistungserbringer 

sollte jedoch wöchentlich in der Regel 15 Stunden (inklusive Projekttag, vgl. Abs. 

7) umfassen. In der Einstiegsphase sollte die Anwesenheit der Teilnehmenden so 

gestaltet werden, dass die Überleitung in eine dem individuellen Leistungsvermö-

gen arbeitszeitlich entsprechende Qualifizierungsphase erfolgreich sein kann. Da-

bei gestalten sich die Präsenzzeiten durch eine Kombination von Anwesenheit 
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beim Leistungserbringer und häuslichen Aufträgen. Der Übergang von der Ein-

stiegsphase in die Qualifizierungsphase erfolgt, sobald die teilnehmende Person 

beruflich und betrieblich soweit orientiert ist, dass sie erstmals auf einem geeigne-

ten Qualifizierungsplatz in einem Betrieb entsprechend der Zielsetzung der InbeQ 

betrieblich qualifiziert wird. 

 

(4) Die Qualifizierungsphase umfasst im Schwerpunkt eine vertiefende berufliche 

Orientierung und die praxisorientierte Qualifizierung sowie Einarbeitung auf in der 

Regel mehreren betrieblichen Qualifizierungsplätzen in unterschiedlichen Betrie-

ben und Arbeitsfeldern. Ziel ist es, eine optimale Passung von individuellen Fähig-

keiten und betrieblichen Anforderungen zu erreichen und somit den am besten ge-

eigneten Arbeitsplatz zu identifizieren. Zur nachhaltigen Förderung einer größtmög-

lichen Passgenauigkeit zwischen betrieblichem Anforderungs- und persönlichem 

Eignungsprofil ist eine möglichst kontinuierliche und vertiefende betriebliche Qua-

lifizierung an einem potentiellen Beschäftigungsplatz anzustreben. Dabei sind die 

Übernahmevoraussetzungen laufend zu überprüfen. Jobcoaching am Qualifizie-

rungsplatz stellt dabei das Kernelement dar, das mindestens einmal pro Woche vor 

Ort im Betrieb in persönlicher Abstimmung mit Leistungsberechtigtem und Vertreter 

des Qualifizierungsbetriebs umgesetzt wird. Bei einem Wechsel des Qualifizie-

rungsbetriebs sind nach Möglichkeit, nahtlose Übergänge zu organisieren. Für eine 

im Einzelfall notwendige Übergangszeit ist die Unterstützung der teilnehmenden 

Person sicherzustellen. Die individuelle Anwesenheitszeit richtet sich an den Re-

gelungen in der Einstiegsphase aus und ist zeitlich entsprechend zu gestalten. Der 

Übergang von der Qualifizierungsphase in die Stabilisierungsphase erfolgt mit der 

abschließenden Gestaltung/Ausformung des identifizierten Arbeitsplatzes. 

 

(5) Die Stabilisierungsphase zielt auf die Integration der zu unterstützenden Per-

son im betrieblichen Alltag und die Vorbereitung aller Beteiligten auf eine dauer-

hafte sozialversicherungspflichtige Beschäftigung im Betrieb ab. Sie beginnt frü-

hestens mit der Absichtserklärung des Arbeitgebers für eine Übernahme in ein so-

zialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis. Entsprechend ist die be-

triebliche Unterstützung durch den Leistungserbringer zu gestalten. In dieser 

Phase wird auch die Brücke zur Berufsbegleitung und ggf. weiteren erforderlichen 

Teilhabeleistungen hergestellt. Sollte sich im Einzelfall die Notwendigkeit eines 
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Wechsels des Betriebes innerhalb der Stabilisierungsphase ergeben, ist das kon-

krete Vorgehen mit dem Rehabilitationsträger abzustimmen. Grundsätzlich ist ein 

Wechsel aus der Stabilisierungsphase zurück in die Qualifizierungsphase möglich. 

Hierbei sind die verbleibende individuelle Förderdauer, die möglichst nahtlose Plat-

zierung in einem neuen Qualifizierungsbetrieb und die Erreichbarkeit des Maßnah-

meziels einzelfallbezogen zu betrachten. Die Teilnahme an der Maßnahme endet 

idealtypisch mit Aufnahme der versicherungspflichtigen Beschäftigung. 

 

(6) Die Ausführung der InbeQ im Betrieb erfolgt grundsätzlich in einem zeitlichen 

Umfang, der den im Betrieb maßgebenden Arbeits- und Pausenzeiten entspricht. 

Dabei sind die betrieblichen Belange und die Voraussetzungen der teilnehmenden 

Person zu berücksichtigen. Im Einvernehmen mit dem zuständigen Rehabilitations-

träger kann im Einzelfall die Zahl der wöchentlichen Teilnahmestunden auf bis zu 

fünfzehn Stunden reduziert werden, wenn dies aus Gründen, die in der Person des 

bzw. der Teilnehmenden liegen (Auswirkungen von Art oder Schwere der Behin-

derung, persönliche Bindungen) notwendig ist, das Erreichen des Maßnahmeziels 

dadurch aber nicht gefährdet ist. 

 

(7) Es sind ganztägige Projekttage (im Durchschnitt ein Projekttag pro Woche) für 

die Teilnehmenden durchzuführen. Projekttage können insbesondere zur intensi-

ven Bearbeitung bestimmter Themen auch zusammengefasst werden. Schwer-

punkte des Projekttags bilden neben einer Reflexion betrieblicher Erfahrungen ins-

besondere Themen zur Vermittlung berufsübergreifender Kenntnisse, Schlüssel-

qualifikationen sowie die Weiterentwicklung der Persönlichkeit. Die Gestaltung des 

Projekttages hat sich dabei an den individuellen Bedürfnissen und Erfordernissen 

der Teilnehmenden zu orientieren; auch im Rahmen dieser Gruppenveranstaltung 

ist der Ansatz der Individualförderung zu berücksichtigen. Die ganztägige Durch-

führung bezieht sich also auf die Gruppenveranstaltung in der Gesamtheit. Um den 

individuellen Belangen zu entsprechen, kann im Einzelfall und nach Absprache mit 

dem Rehabilitationsträger auch eine kürzere Präsenzzeit vereinbart werden. Dies 

gilt insbesondere in den Fällen, in denen keine vollschichtige Arbeitsfähigkeit vor-

liegt und auch die Anwesenheit im Betrieb nur in einem zeitlich reduzierten Umfang 

möglich ist.  
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(8) Die InbeQ kombiniert Arbeits-, Beschäftigungs- und Bildungsprozesse. Sie för-

dert auch die Weiterentwicklung der Persönlichkeit des Menschen mit Behinderun-

gen, indem sie berufsübergreifende Lerninhalte und Schlüsselqualifikationen (Me-

thoden-, Sozial- und Personalkompetenz) vermittelt und erweitert. 

 

 

§ 6 Leistungsinhalte der Berufsbegleitung 

 

(1) Für die Durchführung der Berufsbegleitung nach § 55 Abs. 3 sind die nachfol-

genden Anforderungen maßgebend. 

 

(2) Die Berufsbegleitung setzt nach Begründung eines sozialversicherungspflichti-

gen Beschäftigungsverhältnisses ein mit dem Ziel, das bestehende Arbeitsverhält-

nis dauerhaft zu sichern. Die Leistungen werden erbracht, solange und soweit sie 

wegen Art oder Schwere der Behinderung zur Sicherung des Beschäftigungsver-

hältnisses erforderlich sind. 

 

(3) Die Berufsbegleitung kann von Integrationsfachdiensten oder weiteren Leis-

tungserbringern zur Teilhabe am Arbeitsleben durchgeführt werden, die von den 

nach § 55 Abs. 3 zuständigen gesetzlichen Leistungsträgern im Einzelfall beauf-

tragt und finanziert werden. Auf die Berufsbegleitung besteht ein Rechtsanspruch. 

Sie entspricht im Bereich der Integrationsämter inhaltlich weitgehend der psycho-

sozialen Betreuung nach § 185 Abs. 2 Satz 4 SGB IX. Die Berufsbegleitung wird 

bei Bedarf durch beratende oder finanzielle Leistungen des für sie zuständigen ge-

setzlichen Leistungsträgers selbst ergänzt, bei den Integrationsämtern insbeson-

dere durch alle übrigen Ermessensleistungen im Rahmen der begleitenden Hilfe 

im Arbeitsleben nach § 185 SGB IX. 

 

(4) Die Berufsbegleitung stellt eine prozessorientierte Unterstützung des Menschen 

mit Behinderungen und des Beschäftigungsbetriebes dar. Erreicht und sicherge-

stellt werden soll ein optimales Passungsverhältnis zwischen den Fähigkeiten der 

beschäftigten Person und den Anforderungen des Beschäftigungsverhältnisses. 

Dabei sollen die beschäftigte Person und der Beschäftigungsbetrieb möglichst un-
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abhängig von der Hilfe Dritter werden. Ausgangspunkt jeder Unterstützungsleis-

tung ist die Analyse des individuellen Unterstützungsbedarfs sowie der betriebli-

chen Situation unter Berücksichtigung der persönlichen, sozialen, gesundheitlichen 

und beruflichen Aspekte. Der Leistungserbringer der Berufsbegleitung ist dabei als 

unparteiischer Unterstützer des zu sichernden Arbeitsverhältnisses tätig und berät 

und informiert den Menschen mit Behinderungen und seinen Arbeitgeber gleichbe-

rechtigt. 

 

(5) Eine individuelle Berufsbegleitung zur Sicherung des Arbeitsverhältnisses kann 

insbesondere bei nachfolgenden Anlässen angezeigt sein: 

 

1. während der Probezeit, 

2. wenn das Arbeitsverhältnis befristet ist, 

3. wenn Nach- und Weiterqualifizierungen erforderlich sind, 

4. wenn die eigene betriebliche Rolle im Umgang mit Kollegen noch nicht ge-

funden ist, 

5. wenn der Mensch mit Behinderungen von Konflikten im Betrieb betroffen ist, 

6. wenn das Leistungsvermögen von den betrieblichen Anforderungen ab-

weicht, 

7. wenn sich betriebliche Arbeitsabläufe ändern oder Ansprechpersonen 

wechseln, 

8. wenn psychische und/oder emotionale Instabilität vorliegen, 

9. wenn die vermittelte Person weiterhin eine Unterstützung benötigt, 

10. wenn die Verantwortlichen im Beschäftigungsbetrieb weiterhin Unterstüt-

zung benötigen. 

 

Bei allen diesen und vergleichbaren Anlässen ist vom Leistungserbringer zu erhe-

ben, inwieweit eine weitere individuelle Berufsbegleitung (Art, Intensität, Dauer, Be-

teiligte) über den konkreten Anlass hinaus erforderlich ist. Dies ist in einer begrün-

deten Stellungnahme gegenüber dem zuständigen Leistungsträger differenziert 

darzulegen, die auch Maßnahmen zur Prävention in Absprache mit dem Menschen 

mit Behinderungen und dem Betrieb enthält. Der Leistungsträger prüft die Stellung-

nahme und entscheidet im Einzelfall. 
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(6) Die Inhalte und Maßnahmen der Berufsbegleitung richten sich nach den Erfor-

dernissen des Einzelfalls. Sie können eine individuelle Beratung, Unterstützung, 

Krisenintervention und Coaching des Leistungsberechtigten mit besonderem Un-

terstützungsbedarf am Arbeitsplatz sowie die einzelfallbezogene Beratung des Ar-

beitgebers umfassen. Insbesondere sind dies Maßnahmen: 

1. der Arbeitsdiagnostik, 

2. des Trainings der sozialen und kommunikativen Kompetenzen, 

3. der regelmäßigen Einzelfallberatung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf un-

terschiedlichen Betriebsebenen, 

4. zur Beratung bei Veränderungen der Arbeitsorganisation/Arbeitsbedingungen 

und die Begleitung ihrer Umsetzung, 

5. zur Gewährleistung einer innerbetrieblichen personellen Unterstützung, 

6. zur Organisation eines Jobcoachings. 

 

(7) Sofern Leistungen der Berufsbegleitung wegen fehlender Voraussetzungen 

nach § 55 Abs. 3 SGB IX nicht möglich sind, prüft der zuständige Rehabilitations-

träger, ob anderweitige Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gewährt werden 

können.6  

 

 

§ 7 Allgemeine Qualitätsanforderungen an den Leistungserbringer 

 

(1) Die Anforderungen an die Qualität des Leistungserbringers entstehen aus den un-

ter § 3 definierten Zielen. Die Durchführung Unterstützter Beschäftigung erfolgt durch 

Integrationsfachdienste oder weitere Anbieter von Leistungen zur Teilhabe am Arbeits-

leben, die über die erforderliche Leistungsfähigkeit verfügen, um die individuellen Be-

darfe der Menschen mit Behinderungen qualitätsgesichert erfüllen zu können und da-

mit in der Lage sind: 

 

                                                           
6  Der zuständige Rehabilitationsträger kann unter Berücksichtigung des individuellen Bedarfs für die Rehabilita-
tion von Menschen ohne Schwerbehindertenstatus bzw. Gleichstellung z.B. eine Beauftragung des Integrations-
fachdienstes (IFD) im Rahmen seiner Aufgabenstellung (§ 192 Abs. 4 SGB IX) prüfen.  Näheres ist in der Ge-
meinsamen Empfehlung Integrationsfachdienste (GE IFD) nach § 196 Abs. 3 i.V.m. § 28 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX ge-
regelt. 
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1. mehrere Menschen mit unterschiedlichen Behinderungen und unterschiedlichen 

Berufswünschen gleichzeitig bei der Einarbeitung und Qualifizierung auf betriebli-

chen Arbeitsplätzen zu unterstützen und 

2. Qualifizierungsplätze für die Zusammenarbeit im Sinne der Leistungsberechtigten 

zu erschließen sowie Arbeitgeber bei der Beschäftigung von Menschen mit Behin-

derungen im Sinne einer nachhaltigen Arbeitsplatzsicherung zu unterstützen. 

 

(2) Der Leistungserbringer hat ein Konzept vorzuhalten, in denen die Maßnahmen 

zum Schutz vor Gewalt bei der Erbringung der Leistungsinhalte Unterstützter Be-

schäftigung beschrieben werden.     

 

(3) Der Leistungserbringer hat ein System des Qualitätsmanagements im Sinne des 

§ 37 Abs. 2 Satz 1 SGB IX anzuwenden, in das auch die Qualitätskriterien der Euro-

pean Union of Supported Employment (EUSE) einfließen sollen. Um die Qualität der 

Leistungserbringung zu gewährleisten und kontinuierlich zu verbessern, sind die dazu 

notwendigen zielgerichteten Verfahren und Maßnahmen anhand der nachfolgenden 

Mindeststandards zu bestimmen. 

 

 

§ 8 Anforderungen an die Strukturqualität 

 

(1) Anforderungen an die Organisation: 

 

1. Der Leistungserbringer verfügt über ein teilhabeorientiertes Leitbild, das die 

Grundsätze und Wertvorstellungen für das Handeln des Leistungserbringers be-

schreibt. Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

(UN-BRK) und das SGB IX bilden dazu die Grundlage. 

2. Der Leistungserbringer und das für ihn arbeitende Personal vertritt ein ressourcen-

orientiertes Menschenbild, welches die Fähigkeiten von Menschen mit Behinde-

rungen in den Vordergrund rückt sowie persönliche Entwicklungsmöglichkeiten 

und Selbstbestimmung anerkennt. 

3. Der Leistungserbringer setzt sich dafür ein, die Rechte von benachteiligten Men-

schen zu schützen und zu fördern. 
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4. Der Leistungserbringer verfügt über ein Netzwerk vielfältiger, systematisch aufge-

bauter Arbeitgeberkontakte. Der Leistungserbringer ist in der Lage, individuell pas-

sende, betriebliche Qualifizierungsplätze akquirieren zu können. Das Arbeitgeber-

netzwerk wird kontinuierlich weiterentwickelt. 

5. Arbeitgeber haben im Leistungserbringer einen Partner, der ihre betrieblichen In-

teressen aufgreift und lösungsorientiert mit den Interessen des Menschen mit Be-

hinderungen abstimmt. 

6. Das Konzept des Leistungserbringers präzisiert Zielsetzungen, Aufgabenver-

ständnis, Organisation und Arbeitsweise. 

7. Mit einer klaren Festlegung der Verantwortung für das Qualitätsmanagement (QM) 

passt der Leistungserbringer seine Aufbau- und Ablauforganisation kontinuierlich 

an die sich verändernden Umfeldanforderungen an und legt seinen Nutzen nach 

innen und außen dar. Der Leistungserbringer macht die Verantwortung der Leitung 

und der Führungskräfte für das QM transparent. 

8. Professionelles und kompetentes Personal bringt auf allen Organisationsebenen 

des Leistungserbringers Qualitätsarbeit. 

9. Der Leistungserbringer schafft Transparenz über seine Organisationsstruktur, die 

Art und Weise der Dokumentation, der Kontrolle und Steuerung, der Entwicklung 

der Qualitätsziele, der regelhaften Selbstüberprüfung (z. B. durch Fehlermanage-

ment) wesentlicher Prozesse und der Beteiligung seiner Mitarbeiter. 

10. Der Leistungserbringer verfügt über Instrumente zur internen Ergebnismessung 

und -analyse, um die Ergebnisqualität sicherzustellen. 

11. Der Leistungserbringer sichert die interne Kommunikation und Personalentwick-

lung insbesondere durch regelmäßige Supervision und Teambesprechungen so-

wie Fort- und Weiterbildung seiner Mitarbeiter. 

12. Der Leistungserbringer informiert den Leistungsträger durch regelmäßiges Be-

richtswesen über den Verlauf der Maßnahme. 

 

(2) Personelle Anforderungen: 

1. Der Leistungserbringer stellt sicher, dass zwei Drittel des eingesetzten Perso-

nals über mindestens ein Jahr Berufserfahrung mit der Zielgruppe und insbe-

sondere bei der Unterstützung von Menschen mit Behinderungen in Betrieben 

bzw. im Jobcoaching verfügt. Es müssen insbesondere nachfolgende Kennt-

nisse gegeben bzw. Anforderungen erfüllt sein: 
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2. Im fachlichen Bereich Kenntnisse über: 

a. Behinderungen und deren Auswirkungen auf das Arbeitsleben, 

b. arbeitsdiagnostische Verfahren, 

c. betriebliche Abläufe und Arbeitsplatzadaptionen, unter Berücksichtigung der 

verschiedenen Betriebskulturen, 

d. kompetente Zusammenarbeit mit Arbeitgebern, 

e. rechtliche Grundlagen und Fördermöglichkeiten, 

f. die Anfertigung von Dokumentationen und fachlichen Stellungnahmen, 

g. Jobcoaching-Methoden. 

 

3. Pädagogische Qualifikationen beinhalten Kenntnisse und Fertigkeiten hinsicht-

lich: 

a. Lern- und Interventionsmethoden, 

b. Konflikterkennungs- und Lösungsstrategien, 

c. Gesprächsführungs- und Beratungskompetenz, 

d. Wissens- und Fertigkeitsvermittlung, 

e. Evaluieren und Stabilisieren von Entwicklungsprozessen sowie  

f. des Aufgreifens und Anstoßens von Entwicklungsmöglichkeiten. 

 

4. Entsprechend den personellen Anforderungen kommt der Einsatz insbeson-

dere folgender Berufsgruppen in Betracht: 

a. Sozialpädagogen (Diplom, Bachelor, Master), 

b. Sozialarbeiter (Diplom, Bachelor, Master), 

c. Heilpädagogen (Diplom, Bachelor, Master), 

d. Rehabilitations-, Sonderpädagogen (Diplom, Bachelor, Master), 

e. Pädagogen (Diplom, Bachelor, Master, Magister Artium) mit Studienschwer-

punkt Pädagogik/Sozialarbeit oder Rehabilitations-, Sonderpädagogik, 

f. Ergotherapeuten, 

g. Psychologen (Diplom, Master). 

 

5. Kenntnisse über den regionalen Arbeitsmarkt sowie Kompetenzen als auch Er-

fahrungen in der Integrationsarbeit von Menschen mit Behinderungen in den 

ersten Arbeitsmarkt sind notwendig.  
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6. Der Leistungserbringer trägt dafür Sorge, dass das Personal durch Weiterbil-

dung, Teambesprechungen und Supervision die Möglichkeit erhält, die vorste-

henden Qualifikationen zu festigen und weiter auszubauen. Durch festange-

stelltes Personal stellt er sicher, dass in der Arbeit mit den einzelnen Teilneh-

menden ein Wechsel so weit als möglich vermieden wird. 

 
7. Das Zahlenverhältnis von Fachkräften zu Menschen mit Behinderungen beträgt 

bei InbeQ 1 zu 5. Bei der Berufsbegleitung richtet sich die Relation von Fach-

kräften zu Menschen mit Behinderungen nach den Erfordernissen der Einzel-

fälle. 

 
(3) Anforderungen an Ausstattung und Lage: 

 

1. Die räumliche und sächliche Ausstattung hat dem Stand der Technik sowie den 

einschlägigen gesetzlichen Vorgaben zu entsprechen. 

2. Von besonderer Bedeutung ist die Barrierefreiheit der Angebote im Rahmen 

Unterstützter Beschäftigung. Der Leistungserbringer hat sicherzustellen, dass 

auch Teilnehmende, die z.B. Rollstuhl fahren oder schwer gehbehindert bzw. 

blind oder schwer sehbehindert sind, gemäß den geltenden Vorschriften der 

Zugang zur Bildungsstätte sowie zu den Unterrichts- und Sozialräumen selb-

ständig möglich ist.  Entsprechende Parkmöglichkeiten in unmittelbarer Nähe 

zum behindertengerechten Zugang sind vorzuhalten. Es ist weiterhin sicherzu-

stellen, dass behindertengerechte Toiletten gemäß der einschlägigen DIN im 

erforderlichen Umfang zur Verfügung stehen. Auch auf die Erreichbarkeit mit 

öffentlichen Verkehrsmitteln ist zu achten. 

 

(4) Anforderungen an die Vernetzung: 

 

1. Stellt sich im Verlauf der Unterstützten Beschäftigung ein zusätzlicher Unter-

stützungsbedarf in anderen Lebensbereichen (z. B. Wohnen, Freizeit) heraus, 

wird in Absprache mit dem Leistungsberechtigten der Kontakt zu entsprechen-

den Beratungsstellen bzw. Unterstützungsangeboten eingeleitet. 
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2. Der Leistungserbringer beteiligt sich aktiv an regionaler Gremienarbeit und 

bringt die Belange von Menschen mit Behinderungen in Bezug auf das Thema 

Teilhabe am Arbeitsleben ein. 

3. Durch kontinuierliche Öffentlichkeitsarbeit wird für die berufliche Integration von 

Menschen mit Behinderungen geworben. 

4. Vernetzung mit den Unternehmen in der Region, grundsätzliche Überzeugung 

von Arbeitgebern vom Konzept der Unterstützten Beschäftigung. 

5. Vernetzung mit Organisationen und Anbietern aus den Bereichen Schule und 

Beruf in der Region. Der Leistungserbringer berücksichtigt, welche vorherigen 

Kenntnisse über berufliche Fähigkeiten und Interessen sowie welche konkreten 

betrieblichen Erfahrungen (z. B. Betriebspraktika und Arbeitstätigkeiten) bereits 

vorliegen, um diese für die Zielsetzung der Maßnahme Unterstützte Beschäfti-

gung zu nutzen. 

 

 

§ 9 Anforderungen an die Prozessqualität 

 

(1) Berücksichtigung des Wunsch- und Wahlrechts des Menschen mit Behinderungen: 

 

1. Bei allen Aktivitäten innerhalb der einzelnen Phasen werden Eignung, Leis-

tungsfähigkeit und Neigung der teilnehmenden Person berücksichtigt. Alle 

Schritte, die zur Integration in den allgemeinen Arbeitsmarkt und zur langfristi-

gen Sicherung des Arbeitsverhältnisses führen sollen, orientieren sich an den 

individuellen Bedürfnissen, sind mit der teilnehmenden Person zu erarbeiten 

und fließen in die Förderplanung ein (Wunsch- und Wahlrecht). 

2. Leistungsberechtige werden dementsprechend bei der Planung, Umsetzung 

und Auswertung von Leistungsinhalten durch den Leistungserbringer durchge-

hend beteiligt. 
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(2) Beratung des Menschen mit Behinderungen: 

 

1. Der Mensch mit Behinderungen erhält alle nötigen Informationen in der für ihn 

angemessenen Form (z.B. bei Bedarf in leichter Sprache oder durch den Ein-

satz von Gebärdensprachdolmetschern). Zugangsbarrieren werden dadurch re-

duziert, sodass der Mensch mit Behinderungen über die Inanspruchnahme des 

Leistungserbringers selbst entscheiden kann.  

2. Der Mensch mit Behinderungen wird durch regelmäßige Reflexions- und Pro-

zessgespräche aktiv am Integrationsprozess und damit verbundenen Entschei-

dungen beteiligt. Mit seinem Einverständnis kann auch sein soziales Umfeld 

einbezogen werden. 

3. Für den Fall, dass die teilnehmende Person an InbeQ (noch) keinen Schwerbe-

hindertenausweis hat, berät der Leistungserbringer diese über die möglichen 

Auswirkungen, Nachteilsausgleiche und Vorteile am Arbeitsmarkt, die mit der 

Ausstellung eines Schwerbehindertenausweises verbunden sind und unter-

stützt sie ggf. bei der Beantragung. Insbesondere macht er die teilnehmende 

Person auf die Möglichkeit einer kontinuierlichen Weiterbetreuung nach Arbeits-

aufnahme bei anerkanntem Grad der Behinderung aufmerksam. Wird ein Grad 

der Behinderung von weniger als 50 aber wenigstens 30 festgestellt, berät er 

sie zu Fragen der Gleichstellung und unterstützt ggf. bei der Antragstellung.  

 

(3) Fähigkeitsprofil und Prozessplanung: 

 

1. Die beruflichen Interessen, Potentiale und Fähigkeiten des Menschen mit Be-

hinderungen werden gemeinsam mit ihm erarbeitet und dokumentiert. 

2. Der Mensch mit Behinderungen wird unterstützt, fundierte und realistische Ent-

scheidungen hinsichtlich seiner Arbeit und beruflichen Zukunft zu treffen bzw. 

erfahrungsorientiert zu entwickeln. 

3. Aktuelle Fähigkeiten und spezifische Entwicklungsmöglichkeiten des Menschen 

mit Behinderungen werden während des Integrationsprozesses laufend berück-

sichtigt. Selbstständiges Handeln wird unterstützt. 

4. Der Leistungserbringer ist verantwortlich für die fortlaufende Dokumentation ei-

nes aussagekräftigen Interessen-, Fähigkeits- bzw. Entwicklungsprofils. 
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Schwerpunkt bilden hierbei Stärken und Ressourcen des Menschen mit Behin-

derungen sowie ggf. förderliche Umweltfaktoren. 

5. Auf der Basis des Interessen-, Fähigkeits- bzw. Entwicklungsprofils wird eine 

individuelle, flexible Prozessplanung gemeinsam mit dem Menschen mit Behin-

derungen ausgearbeitet, dokumentiert und fortgeschrieben (Ziele definieren, 

Wege festlegen, Maßnahmen umsetzen, Zielerreichung überprüfen, Ziele fort-

schreiben). Hierbei wird insbesondere das Ziel verfolgt, Stärken und Potentiale 

zu entdecken, aufzubauen und zu erweitern. 

 

(4) Anforderungen an die Gestaltung und Entwicklung des Qualifizierungs- und Ar-

beitsplatzes: 

 

1. Der Mensch mit Behinderungen wird bei der Suche nach dem bestmöglichen 

Qualifizierungs- bzw. Arbeitsplatz unterstützt. Im gesamten Unterstützungspro-

zess geht es um passgenaue Qualifizierung und Arbeitsplatzsicherung. Es ist 

die Aufgabe des Leistungserbringers, die betrieblichen Anforderungen und die 

Fähigkeiten des Menschen mit Behinderungen aufeinander abzustimmen. 

2. Angemessenes Training und Jobcoaching im Betrieb durch den Leistungser-

bringer und Unterstützung durch einen zu benennenden betrieblichen An-

sprechpersonen werden zur Verfügung gestellt, um eine bestmögliche Qualifi-

zierung und Arbeitsplatzsicherung zu gewährleisten und Unabhängigkeit und 

Fortschritt am Qualifizierungs- bzw. Arbeitsplatz zu fördern. 

3. Betriebliche Qualifizierungsplätze und Jobcoaching sind wichtige Schritte zur 

Erreichung dieses Ziels. Umfang, Dauer und Inhalte der Leistungen sind an den 

individuellen Bedarf anzupassen. Die Leistungen sind strukturiert vorzuberei-

ten, zu begleiten und auszuwerten. 

4. Die Prozessplanung zur passgenauen Abstimmung betrieblicher Anforderun-

gen und individueller Fähigkeiten erfolgt transparent und kontinuierlich. 

5. Soweit notwendig und vereinbart, kann die Unterstützung auch ergänzende au-

ßerbetriebliche Inhalte umfassen, die positiven Einfluss auf eine betriebliche 

Qualifizierung haben können (z.B. lebenspraktische Hilfen, Umgang mit Behör-

den, Methoden zur Stress- und Konfliktbewältigung, Krisenintervention). 

 

 



22 
 

(5) Anforderungen an die Arbeitgeberberatung: 

 

1. Der Arbeitgeber wird über die Fähigkeiten, Potentiale und den Unterstützungs-

bedarf des Menschen mit Behinderungen informiert und dafür sensibilisiert. Ge-

meinsam werden betriebliche Einsatz- und Entwicklungsmöglichkeiten er-

schlossen. 

2. Der Arbeitgeber wird zu strukturellen, finanziellen, technischen und personellen 

Möglichkeiten der Arbeitsplatzgestaltung beraten und hat im Leistungserbringer 

einen Partner, der die betrieblichen Interessen aufgreift und lösungsorientiert 

mit den Interessen des Menschen mit Behinderungen abstimmt. 

 

 

(6) Abschluss der individuellen betrieblichen Qualifizierung: 

 

1. Der teilnehmenden Person ist zum Abschluss der InbeQ eine aussagefähige 

Teilnahmebescheinigung in anspruchsvoller Form (z. B. auf Briefpapier mit dem 

Logo des Auftragnehmers) auszustellen und mit Stempel und Unterschrift zu 

versehen. In der Teilnahmebescheinigung müssen die vermittelten Inhalte/Qua-

lifikationen und Betriebe aufgeführt sein, in denen die InbeQ absolviert wurde. 

2. Schließt eine teilnehmende Person einen Arbeitsvertrag mit einem Betrieb des 

allgemeinen Arbeitsmarktes ab, achtet der Leistungserbringer vor allem auf fol-

gende Kriterien: 

a. Eine ausreichende Passung von Anforderungen und Fähigkeiten ist sicher-

gestellt. Dies beinhaltet auch die soziale Integration in den Betrieb. 

b. Der beschäftigten Person sollen Möglichkeiten der beruflichen Weiterent-

wicklung zur Verfügung stehen. 

c. Bei Bedarf steht die erforderliche weitergehende individuelle Unterstützung 

und Förderung zur Verfügung. 

 

(7) Anforderungen an die Arbeitsplatzsicherung: 

 

Alle erforderlichen Schritte zur nachhaltigen Sicherung eines sozialversiche-

rungspflichtigen Arbeitsverhältnisses werden durch den Leistungserbringer der 
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Berufsbegleitung in Absprache mit dem Beschäftigten, dem Betrieb und dem 

zuständigen Leistungsträger unternommen. 

 

 

§ 10 Anforderungen an die Ergebnisqualität 

 

(1) Die Ergebnisqualität misst sich daran, inwieweit die gesetzlich vorgegebene Ziel-

setzung der Unterstützten Beschäftigung, eine angemessene, geeignete und sozi-

alversicherungspflichtige Beschäftigung zu ermöglichen und zu erhalten, erreicht 

wurde. 

 

(2) Ergänzend zur Integrationswirkung einer sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-

gung ist im Rahmen der Ergebnisqualität der Beitrag der Unterstützten Beschäfti-

gung insgesamt zur Umsetzung des Anspruchs auf Teilhabe am Arbeitsleben zu 

berücksichtigen. Hierzu zählt beispielsweise auch der Übergang in eine Ausbil-

dung. 

(3) Sofern unter Beachtung der in der Gemeinsamen Empfehlung nach § 55 Abs. 6 

SGB IX beschriebenen Leistungsinhalte und Leistungsanforderungen keine sozial-

versicherungspflichtige Beschäftigung erreicht oder erhalten werden kann, sind an-

dere angemessene und geeignete Formen zur Teilhabe am Arbeitsleben abzubil-

den. 

 

 

§ 11 Qualitätsprüfung und -weiterentwicklung 

 

Die vom Leistungserbringer dokumentierten Qualitätsziele und -ergebnisse werden 

von den Leistungsträgern nach einheitlichen Kriterien regelmäßig geprüft und bewer-

tet, um erforderliche Schritte der Qualitätsweiterentwicklung festzulegen. An dem Pro-

zess der Entwicklung der Kriterien, der Prüfung und der Bewertung sind die Leistungs-

erbringer sowie die Menschen mit Behinderungen bzw. deren Interessenvertretungen 

zu beteiligen. 
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Die Gemeinsame Empfehlung Qualitätssicherung nach § 37 Abs. 1 SGB IX7 stellt 

hierzu die gemeinsame Grundlage für die trägerübergreifende Ausgestaltung der Qua-

litätssicherung in der Praxis dar. 

 

§ 12 Schulungen und Informationsveranstaltungen 

 

(1) Schulungen bzw. Informationsveranstaltungen zur Leistungsform Unterstützte Be-

schäftigung sollten allen Beteiligten zugänglich sein. Sie erleichtern das gemeinsame 

Verständnis zu Inhalten und Zielen der Unterstützten Beschäftigung und fördern das 

institutionelle Zusammenwirken.  

 

(2) Die zuständigen Leistungsträger ermöglichen, dass ihre Rehabilitationsfachkräfte 

an Schulungsangeboten bzw. Informationsveranstaltungen zur Unterstützten Beschäf-

tigung teilnehmen. 

 

 

§ 13 Beauftragung des Leistungserbringers 

 

(1) Die Beauftragung kann durch den zuständigen Leistungsträger oder aufgrund eines 

bewilligten Persönlichen Budgets i.S.d. § 29 SGB IX durch den Leistungsberechtigten 

erfolgen. 

 

(2) Die Art und Weise der Beauftragung eines Leistungserbringers unterliegt dem Re-

gelungsbereich des jeweils zuständigen Leistungsträgers. Bei der Auswahl des Leis-

tungserbringers werden die angebotene Qualität und Leistungsfähigkeit berücksich-

tigt. Nach § 55 Abs. 5 SGB IX wird dabei insbesondere die erforderliche Leistungsfä-

higkeit des Leistungserbringers anhand der Konkretisierung und Weiterentwicklung 

der in §§ 5 bis 10 dieser Gemeinsamen Empfehlung dazu vereinbarten Qualitätsanfor-

derungen geprüft. Bei der Beauftragung des Leistungserbringers sollte von den betei-

ligten Leistungsträgern auch der Aspekt der Kontinuität der Leistungserbringung bei 

einem möglichen Wechsel des Leistungsträgers berücksichtigt werden. 

 

                                                           
7 Herausgegeben von der BAR unter www.bar-frankfurt.de 
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(3) Aus der Beauftragung eines Leistungserbringers durch einen Leistungsträger ent-

steht keine Bindungswirkung für einen anderen Leistungsträger. Dies gilt auch für den 

Fall eines Wechsels der Zuständigkeit während der Leistungserbringung. 

 

 

§ 14 Anforderungen an die Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure 

 

(1) Die Zusammenarbeit der Leistungsträger untereinander sowie der Leistungsträger 

und Leistungserbringer als Akteure des Rehabilitationsprozesses im Rahmen der Un-

terstützten Beschäftigung ist für ein aufeinander abgestimmtes Vorgehen von hervor-

gehobener Bedeutung. Die mit der Durchführung der Leistung verbundenen Anforde-

rungen an die Zusammenarbeit sind in den Absätzen 2 bis 5 geregelt.  

 

(2) Der Leistungserbringer informiert den für die InbeQ zuständigen Rehabilitationsträ-

ger unverzüglich über den Wechsel von der Einstiegs- in die Qualifizierungsphase, 

sowie über den Übergang von der Qualifizierungs- in die Stabilisierungsphase im Rah-

men der InbeQ. 

 

(3) Wird während der InbeQ ein Bedarf für eine Berufsbegleitung im Sinne von § 6 

oder für weitere Unterstützungs- oder Förderleistungen (z. B. ein Eingliederungszu-

schuss zur Aufnahme der Beschäftigung) festgestellt, klärt der Leistungserbringer zu-

nächst die Fördermöglichkeiten mit dem für die jeweilige Leistung zuständigen Leis-

tungsträger ab, um Arbeitgeber entsprechend beraten und informieren zu können.  

 

(4) Mit dem Beginn der Stabilisierungsphase organisiert der für die InbeQ zuständige 

Leistungserbringer mit dem zuständigen Rehabilitationsträger zeitnah ein Planungs-

gespräch unter Beteiligung der teilnehmenden Person, des ggf. zukünftigen Leistungs-

erbringers (z. B. Integrationsfachdienst) sowie des für die sich ggf. anschließende Be-

rufsbegleitung zuständigen Leistungsträgers. Ziel des Planungsgespräches ist der rei-

bungslose Übergang in ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis. 

Hierfür sind im Rahmen des Planungsgespräches konkrete Absprachen über das wei-

tere Vorgehen zu treffen, insbesondere über den erforderlichen Bedarf einer Berufs-

begleitung, den dafür zuständigen Leistungsträger und den Leistungserbringer. Das 

Ergebnis des Planungsgespräches einschließlich der getroffenen Absprachen wird 
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von dem für die InbeQ zuständigen Rehabilitationsträger protokolliert und den Betei-

ligten zeitnah zur Verfügung gestellt. Der Leistungserbringer informiert anschließend 

den potenziellen Arbeitgeber über das weitere Vorgehen.  

 

(5) Wird im Verlauf der InbeQ festgestellt, dass das Leistungsvermögen der teilneh-

menden Person nicht für eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung auf dem all-

gemeinen Arbeitsmarkt ausreicht, wird der für die InbeQ zuständige Rehabilitations-

träger umgehend vom Leistungserbringer informiert, damit der Übergang in eine an-

dere Leistung zur Teilhabe (z. B. Leistungen im Eingangsverfahren/Berufsbildungsbe-

reich einer WfbM bzw. bei einem anderen Leistungsanbieter oder als Budget für Aus-

bildung) zeitlich nahtlos eingeleitet werden kann.  

 

(6) Wird im Verlauf einer Berufsbegleitung, die sich bspw. an die InbeQ anschließt, 

festgestellt, dass eine Weiterbeschäftigung im Rahmen des erreichten sozialversiche-

rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses nicht mehr möglich ist, informiert der 

Leistungserbringer umgehend den zuständigen Leistungsträger. Dieser prüft notwen-

dige Veranlassungen (z. B. das Hinwirken auf eine Antragstellung beim zuständigen 

Rehabilitationsträger oder die Durchführung einer Teilhabeplanung). Damit soll sicher-

gestellt werden, dass, falls im konkreten Einzelfall erforderlich, der Übergang in eine 

geeignete Leistung zur Teilhabe rechtzeitig geprüft und zeitlich nahtlos eingeleitet wer-

den kann. Das könnte zum Beispiel auch der Bedarf für eine erneute Teilnahme an 

einer InbeQ sein. 

 

 

§ 15 Teilhabeplanung 

 

(1) Sobald im konkreten Einzelfall Anlass zur Annahme besteht, dass  

• mehrere gleichzeitig durchzuführende oder aufeinanderfolgende Leistungen zur 

Teilhabe (verschiedener Leistungsgruppen) oder  

• mehrere Rehabilitationsträger oder Leistungen des Integrationsamtes zur Errei-

chung des Teilhabeziels erforderlich werden, oder 

• der Leistungsberechtigte dies wünscht, obwohl keine Leistungen verschiedener 

Leistungsgruppen oder mehrerer Rehabilitationsträger erforderlich sind, 



27 
 

fließen die im Wege der Zusammenarbeit (vgl. § 14) getroffenen Absprachen in das 

für diese Fälle gesetzlich geregelte Teilhabeplanverfahren nach §§ 19-23 SGB IX ein.  

 

(2) Für die Umsetzung des gesetzlichen Teilhabeplanverfahrens sind die Regelungen 

der Gemeinsamen Empfehlung „Reha-Prozess“8 maßgeblich.  

 

(3) Verantwortlich für die Teilhabeplanung ist grundsätzlich der nach § 14 SGB IX leis-

tende Rehabilitationsträger. Sofern der Leistungsberechtigte dem zustimmt, kann ein 

anderer Leistungsträger die Verantwortung für die Teilhabeplanung beispielsweise in 

dem Fall übernehmen, dass ein Integrationsamt nach § 22 Abs. 3 SGB IX beteiligt wird 

(vgl. § 52 GE „Reha-Prozess“).  

 

 

§ 16 Datenschutz 

 

Der Schutz der personenbezogenen Daten einschließlich der Sozialdaten sowie das 

Recht auf informationelle Selbstbestimmung sind bei der Gestaltung der Verfahren-

sabläufe im Rahmen der Gemeinsamen Empfehlung Unterstützte Beschäftigung  

durch die beteiligten Leistungsträger und weiteren Akteure zu gewährleisten. Perso-

nenbezogene Daten dürfen nur verarbeitet, insbesondere erhoben oder übermittelt 

(Art. 4 Nr. 2 EU-DSGVO) werden, sofern dies zur gesetzlichen Aufgabenerfüllung er-

forderlich bzw. durch einen gesetzlichen Erlaubnistatbestand gedeckt ist. 

 

Datenverarbeitungen, die in den Regelungen dieser Gemeinsamen Empfehlung kon-

kret benannt werden bzw. ohne die diese Regelungen nicht umgesetzt werden kön-

nen, sind aus fachlicher Sicht erforderlich für die Erfüllung der sich aus dem Gesetz, 

insbesondere dem SGB IX i.V.m. den Leistungsgesetzen, ergebenden Aufgaben der 

Rehabilitationsträger. 

 

Nähere Einzelheiten zur Umsetzung datenschutzrechtlicher Anforderungen werden in 

gesonderten Arbeitshilfen zum Datenschutz ausgeführt9.“ 

 

                                                           
8 www.bar-frankfurt.de > Service > Publikationen > Reha-Vereinbarungen      
9 www.bar-frankfurt.de/themen/reha-prozess/datenschutz.html. 
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§ 17 Inkrafttreten 

 

(1) Diese Gemeinsame Empfehlung ist am 1. Dezember 2010 in Kraft getreten und gilt 

in der geänderten Fassung vom [Datum einfügen].  

 

(2) Die Vereinbarungspartner teilen der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 

in analoger Anwendung der Regelungen in § 26 Abs. 8 SGB IX ihre Erfahrungen 

mit dieser Gemeinsamen Empfehlung mit. 

 

(3) Die Vereinbarungspartner und die anderen Rehabilitationsträger werden auf der 

Ebene der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation in angemessenen Zeitab-

ständen unter Einbeziehung der Verbände von Menschen mit Behinderungen ein-

schließlich der Verbände der freien Wohlfahrtspflege, der Selbsthilfegruppen und 

der Interessenvertretungen von Frauen mit Behinderungen sowie der für die Wahr-

nehmung der Interessen der ambulanten und stationären Rehabilitationseinrichtun-

gen auf Bundesebene maßgeblichen Spitzenverbände prüfen, ob diese Empfeh-

lung aufgrund zwischenzeitlich gewonnener Erfahrungen und eingetretener Ent-

wicklungen verbessert oder wesentlich veränderten Verhältnissen angepasst wer-

den muss. Für diesen Fall erklären die Vereinbarungspartner ihre Bereitschaft, an 

der Überarbeitung einer entsprechenden zu ändernden Gemeinsamen Empfeh-

lung mitzuwirken.  
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